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AufnationaleBemühungenkommtesan
Aufrufe zumehr Klimaschutz haben bei UN-Treffen Tradition. Aber die Ursachen der Erderwärmungwerden nicht ausreichend bekämpft

ACHIM BRUNNENGRÄBER

W enn – wie kürzlich im
ägyptischen Scharm
el Scheich – zur jähr-
lichen Klimakonfe-

renz der Vereinten Nationen (UN)
eingeladen wird, mahnen viele Re-
gierungen regelmäßig mehr Ambi-
tionen beim Klimaschutz an. Die-
ser Aufruf hat Tradition. Im Jahr
1992 wurde bei der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung in Rio
de Janeiro die Klimarahmenkon-
vention verabschiedet. Sie trat ein
Jahr später in Kraft und leitete 1995
bei der ersten Klimakonferenz der
UN (COP1) im Internationalen
Congress Centrum (ICC) in Berlin
die Debatte über Maßnahmen
gegen den Klimawandel ein.

Was wurde in 30 Jahren multila-
teraler Verhandlungen erreicht?
Wie sieht die Bilanz des Protokolls
von Kyoto (1997) oder des Abkom-
mens von Paris (2016) aus? Mit
Blick auf das Hochwasser im Ahrtal
nach extremen Regenfällen, auf die
vielen Waldbrände, auf die langen
Trockenzeiten mit Niedrigwasser in
den Flüssen und den Einschrän-
kungen im Schiffsverkehr oder den
Einbußen in der landwirtschaftli-
chen Produktion ist das Ambitions-
niveau von drei Jahrzehnten UN-
Klimapolitik so enttäuschend wie
erschütternd.

Die lebensweltliche Evidenz der
Auswirkungen im globalen Norden
haben immerhin die Klimaleugner
und Klimaskeptiker ins Abseits ge-
stellt. Die Erfahrungen der Men-
schen aus demGlobalen Süden, die
noch drastischer von Flutkatastro-
phen, Hitzewellen oder dem Mee-
resspiegelanstiegbetroffen sind, ha-
ben solche Positionen schon in den
1990er-Jahren ad absurdum ge-
führt. Längst ist klar, dass durch den
Ausstoß von Treibhausgasen eine
multiple Krise entstanden ist.

Gemäß der Klimarahmenkon-
vention sollte die internationale
Staatengemeinschaft Maßnahmen
„aufderGrundlagederGerechtigkeit
und entsprechend ihren gemeinsa-
men, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten und ihren jeweili-
gen Fähigkeiten“ ergreifen. Das
Credo jahrzehntelanger, multilate-
raler Klimapolitik aber war, dass vor
allem globale Antworten auf die
Krisegegebenwerdensollten.Dieser
Leitgedanke war weder erfolgreich
noch dem Problem adäquat, wie
nachfolgend gezeigtwird.

Eine Trendumkehr in der globa-
len Emissionsentwicklung wurde

durch die internationalen Klima-
konferenzen in den letzten drei
Jahrzehnten nicht eingeleitet. Der
Anstieg konnte in den vergangenen
sieben Jahren ein wenig abgeflacht
werden. Unterbrochen wurde er
aber nur von zwei weltpolitischen
Einschnitten:Währendder Finanz-
krise 2008/09 und in der Corona-
Pandemie 2020/21 sind die Emis-
sionen leicht gesunken. Kriegsbe-
dingt werden die Emissionen in
Folge der Materialschlacht, der
Zerstörungen der Gas- und Ölin-
frastruktur oder der Brände wieder
deutlicher ansteigen.

Aber auch unabhängig davon
und schon vor Kriegsbeginn sagten
Prognosen einen Anstieg der
Treibhausgase bis ins Jahr 2050 vo-
raus. Das Pariser Klimaziel – eine
Begrenzung der menschenge-
machten Erwärmung auf 1,5 Grad
Celsius – ist nicht mehr zu errei-
chen. Die durchschnittliche glo-
bale Erwärmung liegt bereits bei
1,2 Grad. Das liegt auch an Fehl-
konstruktionen der multilateralen
Klimapolitik, die die Ursachen des
Klimawandels nicht an den Wur-
zeln packt. Drei Beispiele dafür:

Ablasshandel: Im Zentrum der
Klimaschutzmaßnahmen stehen
marktwirtschaftliche Instrumente
wie der Emissionshandel, der im
globalen Maßstab noch nie und in
der Europäischen Union erst spät
und unzureichend funktioniert
hat. Direkte Maßnahmen wie
Steuern auf Öl, Kohle oder Gas
waren mit den Förderländern auf
internationalem Parkett nicht ver-
handelbar. Gleichzeitig wurde
eine Art moderner Ablasshandel
ermöglicht. Reduktionen, die in
Industrieländern nicht realisiert
werden, können im Rahmen des
„Mechanismus für saubere Ent-
wicklung“ in Ländern des globa-
len Südens umgesetzt werden. Da-
raus ist eine kreative Buchführung
mit zweifelhaften Erfolgen ent-
standen, die ausgiebig (aus-)ge-
nutzt wurde.

Geoengineering: Hier wird dem
Ansatz gefolgt, dass derMenschdie
Erde und die Atmosphäremit tech-
nologischen Mitteln beherrschen
und regulieren kann. Geoenginee-
ring wie das weiträumige Versprü-
hen von Aerosolen in der Atmo-
sphäre, das Verbringen von Treib-
hausgasen in die Tiefsee, das Pflan-
zen von Bäumen auf
monokulturellen Großplantagen
oder die Verkappung der Emissio-

nen unter der Erde wurden zu Leit-
planken der Klimaschutzpolitik.

Im Kern geht es dabei darum,
dass die Emissionen eingefangen
und gelagert werden. Bei den meis-
ten der Großverfahren ist jedoch
nicht klar, welche unvorhersehba-
ren Folgen sie für unsere Ökosys-
teme langfristig haben, welchen
Energieeinsatz sie selbst verursa-
chen, wie teuer sie sind und ob sie
überhaupt funktionieren. Bisher
symbolisieren sie vor allem eine
Wette auf die Zukunft: Irgendwann
werden wir das Problem technisch
lösen können.

Neue Wortkreationen: Immer wie-
derwerdenKunstworte geprägt.Wo
früher – etwa indenVerhandlungen
zumKyoto-Protokoll – noch vonder
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Reduktion von Treibhausgasen die
Rede war, wird nun von „Klima-
neutralität“ und „Negativemissio-
nen“ gesprochen. Die neuenNarra-
tive sind die letzte Reaktion darauf,
dass dem Emissionsanstieg bei un-
veränderten Wachstumszielen so-
wie den vorherrschenden Konsum-
und Lebensweisen nicht gegenge-
steuert werden kann. Nicht nur das
Scheitern der Klimapolitik wird da-
mit zu überdecken versucht, son-
dern vor allem die Dominanz der
fossilen Energieträger und die infra-
strukturelle Absicherung des Zu-
gangs zu den Ressourcen, die von
wirtschaftlichen, geopolitischen
und militärischen Interessen ge-
prägt sind.

Die Anfangseuphorie, die in den
1990er-Jahren auch von Umwelt-
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und Entwicklungsorganisationen
immer wieder bei den Klimaver-
handlungen artikuliert wurde, ist
längst verflogen. Immer wieder da-
von zu sprechen, dass bei einer der
Klimakonferenzen „(Umwelt-)Ge-
schichte geschrieben“ oder ein
„Durchbruch“ erreicht wurde, ver-
deckt nurdasGrundproblem,das in
der Klimapolitik von Anfang an an-
gelegt war.

Drei zentrale Dynamiken lassen
sich heute kaum noch leugnen: (1)
die internationalen Verhandlungen
sind an divergierenden nationalen
Interessenlagen und dem Ver-
trauen in Marktmechanismen ge-
scheitert, (2) der Multilateralismus
selbst ist längst zu einem Problem
geworden und (3) das Primat der
Ökonomie mit seiner auf fossilen
Energien beruhenden Wachstums-
orientierung ist nicht mit Klima-
schutz zu vereinbaren.

Erstens: Globale Handlungsan-
sätze, die dem kleinsten gemeinsa-
men Nenner folgen, sind für einen
anspruchsvollen Klimaschutz un-
geeignet. Auch in der kurzen Hoch-
phase des Multilateralismus in den
1990er-Jahren waren sie mehr Kli-
mafeigenblatt als Treibhausgasre-
duktionsstrategie. Dem Markt wur-
den erhebliche Freiräume für eine
kreative Emissionsbuchführung
eingeräumt. Im Grundsatz blieb es
den Staaten selbst überlassen, wie
sie den Klimaschutz umsetzten.

Nicht anders ist auch das Pariser
Klimaabkommen zu lesen. Die na-
tionalen Sektoren Verkehr undMo-
bilität, der Wärmebereich oder der
(Luxus-)Konsum wurden durch die
internationalen Klimamechanis-
men nie direkt adressiert. Selbst der
Sektor Energie verblieb – sehen wir
vom Steuerungsversuch durch den
Emissionshandel ab – in nationaler
Hand. Das war strategisch ge-
schickt. Nur durch die Nichtbeach-
tung spezifischer nationaler Inte-
ressenlagen können die UN-Klima-
verhandlungen Hoffnungen ver-
breiten.

Zweitens: Der gute Geist, der
nach dem Ende des Ost-West-Kon-
fliktes die Verhandlungshallen 1992
in Rio de Janeiro durchflutet und
Hoffnungenaufweitreichendemul-
tilaterale Absprachen gemacht
hatte, ist längst verflogen. Schon
lange vor dem russischen Angriffs-
krieg gegen die Ukraine war in den
Klimaverhandlungen eine Re-Na-
tionalisierung zu beobachten. Auch
die USA unter Präsident Barack
Obama (!) und später Donald
Trump, Kanada oder China, später

auch Brasilien oder Indien zeigten
sich mehr als verhalten. Die USA
haben das Kyoto-Protokoll nie
unterzeichnet, Kanada ist ausgetre-
ten. Das entspricht einem generel-
len globalen Trend. Weltweit befin-
den sich nationalistische und auto-
kratische Regime schon lange im
Aufwind.

Drittens: Der russische Angriffs-
krieg gegen die Ukraine verschärft
die globalen Wettbewerbsbedin-
gungen um die knappen Ressour-
cen Öl, Kohle und Gas. Dem darauf
beruhenden, kapitalistischen
Wachstumsfetischismus kann
kaum mit multilateralen Abspra-
chen zum Klimaschutz begegnet
werden, wenn nicht zugleich das
Gesamtsystem des Fossilismus in-
frage gestellt wird. Ein schwacher
Multilateralismus und die unsicht-
bare Hand des Marktes helfen
jedenfalls nicht weiter, umdie Dop-
pelkrise ausKrieg undKlimawandel
zu überwinden.

Nun hat der Krieg die systemrele-
vanten wie schmerzhaften Abhän-
gigkeitendeutlich gemacht, diewelt-
weit im Energiebereich bestehen.
Und die Folgen des Klimawandels
werden ebenfalls immer dramati-
scher. Krieg und Klimakrise führen
deshalb zu ein und derselben
Schlussfolgerung: Die erneuerbaren
Energien müssen viel schneller aus-
gebaut werden, als das in der Ver-
gangenheit der Fall war. Die natio-
nale Gesetzgebung, die Forschungs-
gelder, die Technologieentwicklung
unddieMarktförderungmittels Sub-
ventionen müssen entsprechend
ausgerichtet, gestaltet und intensi-
viert werden; und das nicht nur im
Stromsektor, sondernauchimMobi-
litäts- undWärmebereich.

Es ist folglich die Energiewende,
die auf ein höheres Ambitions-
niveau gehoben werden muss;
wenn das innerhalb multilateraler
Klimaverhandlungen gelingt, umso
besser. Bei derUmsetzungbedarf es
freilich der gesellschaftlichen De-
batte und der Verständigung sowie
der demokratischen Legitimierung
vor allem auf nationalstaatlicher
Ebene. Bestenfalls wird ein solches
Projekt durch seinen technologi-
schen wie demokratischen Erfolg
auf andere Länder ausstrahlen.
Dann könnten die erneuerbaren
Energien das werden, was sie sind:
Friedensenergien.
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